
Freiburg i.B.,  01. November 2019

Pressemeldung:

EU-Inländer*innen für die Regionalverbände wählbar machen

Anlässlich der am 7. November anstehenden konstituierenden Sitzung des 

Regionalverbands Südlicher Oberrhein hat die Fraktion der Freien Demokraten & 

Bürger* für Freiburg im Gemeinderat den OB der Stadt Freiburg, Martin Horn, 

sowie die FDP/DVP-Landtagsfraktion dazu aufgefordert, sich für die Wählbarkeit 

von EU-Inländer*innen in die Verbandsversammlungen der Regionalverbände in 

Baden-Württemberg einzusetzen. 

Sowohl Oberbürgermeister Horn als auch die FDP/DVP-Fraktion im Landtag 

haben daraufhin ihre Unterstützung für das Thema zugesagt und ihrerseits 

entsprechende Schritte eingeleitet. Die FDP/DVP-Fraktion hat eine 

entsprechende Anfrage an die Landesregierung gestellt. OB Horn hat in einem 

Schreiben an Landesministerin Frau Dr. Hoffmeister-Kraut eine 

Gesetzesänderung angeregt. Wir bedanken uns ausdrücklich für diese 

Unterstützung und werden die weitere Entwicklung intensiv verfolgen.

EU-Bürger*innen ohne deutsche Staatsangehörigkeit können derzeit in 

kommunale Vertretungen gewählt werden, nicht jedoch in die 

Verbandsversammlung des Regionalverbands. Die Wählbarkeit in die 

Verbandsversammlung richtet sich nach den Regeln für das Landeswahlrecht, 

welches lediglich Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit einschließt. Unser

Vorschlag, dem sich nun der Oberbürgermeister und die Landtagsfraktion 



angeschlossen haben, ist, die Wählbarkeit an das Kommunalwahlrecht zu 

binden, welches auch EU-Bürger*innen ein Wahlrecht einräumt.

In Freiburg wäre es in dieser Wahlperiode aufgrund der aktuellen Regelungen 

beispielsweise nicht möglich gewesen, Stadtrat Franco Orlando von FDP&BFF in 

die Regionalversammlung zu entsenden, da dieser die italienische 

Staatsbürgerschaft inne hat. 


